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Geſetz-Sammlung 
für die ö 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 58. 


(Nr. 4548.) Statut des Aken⸗Roſenburger Deichverbandes. Vom 28. Auguſt 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der 
Aken⸗Roſenburger Niederung Behufs gemeinſamer Anlegung und Unterhaltung 
der Deiche gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe und Saale zu einem Deich- 
verbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung 
der Betheiligten erfolgt, auch wegen des Eintritts der zum Herzogthum Anhalt⸗ 
Deſſau⸗Coͤthen gehoͤrigen Niederungsgrundſtuͤcke in den Deichverband der Staats⸗ 
Vertrag vom 22. Mai 1856. abgeſchloſſen iſt, genehmigen Wir hierdurch auf 
Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. 
und 15. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines 
Deichverbandes und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


Erſter Abſchnitt. J 
9.45 


In der auf dem linken Elbufer von den Hoͤhen auf der Anhaltſchen umfang und 
Grenze oberhalb der Stadt Aken bis zum Einfluß der Saale in die Elbe und KUH de 
von da auf dem rechten Ufer der Saale bis in die Nahe der Magdeburg⸗ de 
Cöthener Eiſenbahn oberhalb Trabitz ſich erſtreckenden Niederung, werden die 
Eigenthuͤmer aller eingedeichten oder noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche 
ohne Verwallung bei dem hoͤchſten bekannten Waſſerſtande der Ueberſchwem⸗ 
mung unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande unter der Benennung: 


„Aken-Roſenburger Deich verband“ 
Jahrgang 1856. (Nr. 4548.) 119 verei⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 14. November 1856. j 


\ 


ee. 


vereinigt. Dieſer Verband bildet eine Korporation und hat feinen Gerichts: 
ſtand bei dem Kreisgerichte zu Calbe a. d. S. a 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich her— 
zuſtellen und zu unterhalten, in denjenigen durch die Staatsverwaltungs-Be⸗ 
hoͤrden feſtzuſetzenden Abmeſſungen, welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke 
der Niederung gegen die Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand der 
Elbe und der Saale zu ſichern. 


Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nothwendig wird, fo 
hat der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an 
5 Verpflichtete, deren bisherige Verbindlichkeit dadurch nicht aufgeho— 
en wird. 


H. 3. 


Diejenigen alten Daͤmme in der Niederung, welche nicht zu dem neuen 
Deichſyſteme gehoͤren, oder welche nicht nach dem Urtheile der Koͤniglichen Re⸗ 
gierung zu Magdeburg als Duelldeiche nuͤtzlich und nothwendig find, in wel⸗ 
chem Falle deren Unterhaltung den dabei Betheiligten nach dem Kataſterver⸗ 
haͤltniß obliegt, koͤnnen nach vollſtaͤndiger Herſtellung der neuen Deiche und mit 
Genehmigung der gedachten Regierung auch ſchon fruͤher von den bisherigen 
Eigenthuͤmern weggeſchafft werden. f 


Falls die gaͤnzliche oder theilweiſe Wegraͤumung im polizeilichen In⸗ 
tereſſe angeordnet werden ſollte, muß dieſelbe binnen der vom Deichamte und 
im Falle der Beſchwerde von der gedachten Regierung zu beſtimmenden Friſt 
vom Deichverbande nach Maaßgabe des Kataſters bewirkt werden. 


Die Beſitzer der an den kaſſirten Deichſtrecken grenzenden Grundſtuͤcke 
koͤnnen die Vertheilung der Erde zu beiden Seiten auf zuſammen zehn Ruthen 
Breite verlangen und muͤſſen ſie geſtatten, wenn die Erde nicht vom jetzigen 
Deichverbande zur Verwendung im allgemeinen Intereſſe beanſprucht wird, in 
welchem Falle ſie dieſem uͤberlaſſen werden muß. 


ö Die Stellen, an welchen bei einem Bruche in den oberen Strecken des 

Hauptdeiches der untere Deich zur Ausfuͤhrung des eingedrungenen Waſſers 
durchſtochen werden muß, find von dem Deichamte unter Genehmigung der 
Königlichen Regierung in Magdeburg im Voraus zu beſtimmen. 


H. 4. 


8 Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben mit den dazu gehoͤ⸗ 
rigen Bauwerken anzulegen und zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um 
das den Grundſtuͤcken ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und in die Elbe 
reſp. Saale abzuleiten. Insbeſondere hat der Verband zu dem Ende die Kor— 
rektion 
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rektion des Land⸗ und Taubengrabens, ſoweit er im Inundationsgebiete liegt, 
und bis zur Muͤndung in die Saale mit den zum Schutze der Binnenlaͤnde⸗ 
reien noͤthigen Seitenverwallungen und anderen Bauwerken in der von den 
Fahren. zu beſtimmenden Weiſe und Ausdehnung aus⸗ 
zufuͤhren. 


Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 
Dagegen hat jeder Grundbeſitzer das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen 
er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. Die Zuleitung muß 
aber an dem von dem Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkte geſchehen. 


Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach dem allgemeinen Vorfluthsgeſetz hierbei Betheiligten. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen dem Deichamte und den Deichgenoſſen 
daruͤber entſtehen, ob ein ſchon vorhandener Graben beizubehalten oder ein 
Graben neu anzulegen und reſp. ob eine Entwaͤſſerungsanlage als ein Haupt⸗ 
graben zu betrachten ſei oder nicht, werden von der Koͤniglichen Regierung zu 
Magdeburg nach Anhörung beider Theile entſchieden. 


Die uͤber die neuen Hauptgraͤben auf Landſtraßen und Kommunikations⸗ 
wegen anzulegenden Bruͤcken werden vom Deichverbande gebaut und unter⸗ 
halten. 


Die zu Wirthſchaftszwecken erforderlichen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben 
werden vom Deichverbande gebaut und von denjenigen, in deren Intereſſe ſie 
noͤthig find, unterhalten. N 

Die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben, welche wegen 
zu geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, werden vom Deichverbande ge⸗ 
baut und wie die unveraͤndert beibehaltenen Bruͤcken von den früher dazu Ver: 
pflichteten unterhalten. 


Die regelmaͤßige Raͤumung der Hauptgräben wird unter die Kontrole 
und Schau der Deichverwaltung geſtellt. 


H. 8. 
Der Verband hat die Auslaßſchleuſen in den Hauptgraͤben anzulegen 
und zu unterhalten. 5 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, Hauptgraͤben, 
Schleuſen, Bruͤcken ꝛc. und uͤber die ſonſtigen Grundſtuͤcke des Verbandes iſt 
ein Lagerbuch vom Deichhauptmann zu fuͤhren und vom Deichamte feſtzuſtellen. 


Die darin vorkommenden Veraͤnderungen werden dem Deichamte bei der 
jaͤhrlichen Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. s 


(Ne. 4548.) 1195 ; Zwei⸗ 


5 ö 


Zweiter Abſchnitt. 
F. 6. 


ehe Die Arbeiten des Deichverbandes werden durch die Deichbeamten für 
5 Geld der Deichkaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, 


genoſſen. Geld⸗ 


leiſtungen. Be- zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum 
bubuag der Beſten des Verbandes etwa kontrahirten Schulden haben die Mitglieder der 


Hohe derſel⸗ 


ben und Ver⸗Sozietaͤt nach dem ausgefertigten Deichkataſter aufzubringen. 


anlagung na 
dem Deich 
taſter. 


H. 7. 


In dem Deichkataſter ſind die Eigenthuͤmer aller von der Verwallung 
geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgenden fuͤnf Klaſſen zu ver⸗ 


anlagen: 
I. Klaſſe. 


II. Klaſſe. 
III. Klaſſe. 


IV. Klaſſe. 


V. Klaſſe. 


a) Hof, Bauſtellen und Gärten, 


b) vorzüglicher Acker (Weizland), welcher vollftändig durch 


die Deichanlagen geſichert wird und insbeſondere auch nach 

der Ausführung der Bauten nicht mehr durch Qualm⸗, 
Draͤng⸗ oder Stauwaſſer leidet. 

Der Acker von derſelben Bodenbeſchaffenheit, welcher an 

Qualm⸗ und Stauwaſſer auch nach der Verwallung leidet. 

a) Der Acker mittler Bodenbeſchaffenheit (halbwegs Gerſten⸗ 

land und gutes Haferland), 

b) die Roſenburger und Breitenhagener Wieſen. 

a) Die oben gedachten beiden Ackerklaſſen (sub I. II. und III.), 
ſoweit ſie ſo bedeutend hoch liegen, daß der Acker nur beim 
hoͤchſten Waſſerſtande uͤberſchwemmt worden iſt, 

b) die Loͤdderitzer und Diebziger Forſt, ſoweit fie mit Laubholz 
beſtanden iſt, f 

c) die Grundſtuͤcke, welche durch den Wulffen-Droſaer Win⸗ 
terdeich geſchuͤtzt ſind. 

a) Der leichte Roggenboden, 

b) die Loͤdderitz»Aken und Diebziger Forſt, ſoweit fie mit Kie⸗ 
fern beſtanden iſt, N 

c) die unter dem Namen Bruchboden bekannten Flaͤchen am 
Land⸗ und Taubengraben. 


Die Grundſtuͤcke der 0 Klaſſe werden mit ihrer vollen Flaͤche, 
l 88 
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hres wirklichen Flaͤcheninhalts herangezogen. 
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drei Viertel, 
ein halb, 
ein Fünftel, 
ein Zehntel 


III. 
IV. 
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Das Kataſter wird von der gemeinſchaftlichen Regulirungskommiſſion . 


aufgeſtellt. Vorlaͤufig werden die Beitraͤge nach dem bereits entworfenen Ka⸗ 
taſter erhoben. ö 


Behufs der definitiven Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe aber von 
der Regulirungskommiſſion dem Deichamte vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeinde⸗ 
Vorſtaͤnden und Dominien extraktweiſe mitzutheilen und iſt zugleich im Amts: 
blatte der Königlichen Regierung zu Magdeburg und in dem Herzoglich Anz 
haltiſchen Staats⸗Anzeiger eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in⸗ 
nerhalb welcher die Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤn⸗ 
den und den reſp. Kommiſſarien eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei den⸗ 
ſelben angebracht werden koͤnnen. 


Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Anzahl und das 
Verhaͤltniß der Kataſterklaſſen angebracht werden konnen, find von der gemein⸗ 
ſchaftlichen Deichregulirungs-Kommiſſion unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤh⸗ 
195 155 Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu un⸗ 
terſuchen. i 


Die Sachverſtaͤndigen find hinſichtlich der Grenzen des Inundationsge⸗ 
bietes und der ſonſtigen Vermeſſung ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigen⸗ 
falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität und Einſchaͤtzung zwei 
oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten in Betreff der Ueber⸗ 
ſchwemmungsgefahr ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts⸗Deputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. Ande⸗ 
renfalls tritt die Entſcheidung durch die Verwaltungsbehoͤrden ein. Wird die 
Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben die Beſchwerdefuͤhrer. 


Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe auszufertigen 
und dem Deichamte zuzuſtellen. 


H. 8. 


Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich⸗ und 
Entwaͤſſerungsanlagen wird für jetzt auf jährlich fünf Silbergroſchen fuͤr den 
Normalmorgen feſtgeſetzt. i 

Wenn die Erfüllung der Sozietaͤtszwecke einen größeren Aufwand er⸗ 
fordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben 
und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden. i 5 

Namentlich gilt dies auch fuͤr die Koſten der erſten normalmaͤßigen Her⸗ 
ſtellung der Sozietätsanlagen; bis zur Tilgung dieſer Koſten iſt in der Regel 
jahrlich mindeſtens der vierfache Beitrag der gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge 
einzuziehen. 

(Nr. 4548,) | $. 9. 


se 


H. 9. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Qualmwaſſer unter Waſſer ge⸗ 
ſetzt werden, ſind fuͤr das betreffende Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge 
der beſchaͤdigten Flaͤchen zu erlaſſen, wenn dieſelben in Folge der Ueberſchwem⸗ 
mung nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer 
gewohnlichen Jahresnutzung geliefert haben. | 


$. 10. 


Wenn die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge, nachdem daraus für die 
Sozietaͤtszwecke beſtimmungsmaͤßig geſorgt worden, Ueberſchuͤſſe ergeben, ſo 
ſollen dieſe bis zur Hoͤhe von 15,000 Rthlr. zu einem Reſervefonds geſammelt 
und mit guter Sicherheit zinsbar belegt werden. Der Reſervefonds darf nicht 
zu den laufenden und gewoͤhnlichen Ausgaben des Verbandes, ſondern allein 
fuͤr folgende Zwecke verwendet werden: 


a) fuͤr die Herſtellung der durch Eisgang oder Hochwaſſer zerſtoͤrten oder 
ungewoͤhnlich beſchaͤdigten Deiche, ſoweit die Herſtellungskoſten aus den 
gewöhnlichen Einnahmen nicht beſtritten werden koͤnnen; 

b) fuͤr den Neubau der vorhandenen Auslaßſchleuſen; 


c) fuͤr Ausfuͤhrung von Meliorationsanlagen. 


H. 11. 


Die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeiträge ſind zu ermaͤßigen, wenn ſich nach 
vollſtaͤndiger Bildung des Reſervefonds Ueberſchuͤſſe uͤber das jaͤhrliche Beduͤrf— 
niß des Verbandes ergeben. g 


H. 12. 


Die Deichgenoſſen ſind bei Vermeidung der adminiſtrativen Exekution 
gehalten, die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge in halbjaͤhrlichen Terminen am 
2. Januar und 1. Juli jeden Jahres unerinnert zur Deichkaſſe abzufuͤhren. 
Ebenſo muͤſſen die außerordentlichen Beitraͤge in den durch das Ausſchreiben 
des Deichhauptmanns beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. 


$. 13. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Deichkaſſenbeitraͤge ruht, gleich 
der ſonſtigen Deichpflicht, als Reallaſt unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken; ſie 
iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Kolliſionsfaͤllen vor den⸗ 
ſelben den Vorzug. 


Die 


* 
1 
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Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in eben 
der Art, wie dies bei den oͤffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exekution er⸗ 
zwungen werden. 


Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤckes, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. 


Bei Beſitzveraͤnderungen kann ſich die Deichverwaltung auch an den im 
Deichkataſter genannten Eigenthuͤmer fo lange halten, bis ihr die Beſtitzveraͤn⸗ 
derung zur Berichtigung des Deichkataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, 
daß auf Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. 


Bei vorkommenden Parzellirungen muͤſſen die Deichlaſten auf die Trenn⸗ 
ſtuͤcke verhaͤltnißmaͤßig repartirt werden. 


Auch die kleinſte Parzelle zahlt mindeſtens Einen Pfennig jaͤhrlich. 


$. 14, 


Eine Berichtigung des Deichkataſters kann, abgeſehen von dem Falle der 
Parzellirung und Beſitzveraͤnderung, zu jeder Zeit gefordert werden: 


a) wenn erhebliche, fuͤnf Prozent uͤberſteigende Fehler in der der Aufſtel⸗ 
lung des Deichkataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen 
werden; 


b) wenn die Zwecke der Deichverwaltung eine Verlegung des Deiches noth⸗ 
wendig machen, wodurch bisher eingedeichte Grundſtuͤcke kuͤnftig außer⸗ 
halb der Verwallung, oder außerhalb der Verwallung gelegene Grund⸗ 
ſtuͤcke innerhalb der Verwallung zu liegen kommen; N 


c) wenn eingedeichte Grundſtuͤcke dem Deichverbande als Eigenthum abge⸗ 
treten werden; a ö 


d) wenn in Folge von Durchbruͤchen eingedeichte Grundſtuͤcke dergeſtalt 

ausgetieft oder verſandet find, daß ſich deren bisherige Ertragsfaͤhigkeit 

um mehr als die Haͤlfte verringert hat, und die Wiederherſtellung in 
den fruͤheren Zuſtand unverhaͤltnißmaͤßige Koſten veranlaſſen wuͤrde. 


Ueber die Antraͤge auf Berichtigung des Deichkataſters aus den vorge⸗ 
dachten Gründen entſcheidet das Deichamt. 


$. 15. 


Wegen angeblicher Irrthuͤmer im Deichkataſter und wegen Veraͤnderung 

in der Kulturart oder im Ertragswerth der Grundſtuͤcke kann außer den im 

H. 14. gedachten Faͤllen eine Berichtigung des Deichkataſters im Laufe der ge⸗ 

woͤhnlichen Verwaltung nicht gefordert, ſondern nur von der Landespolizei⸗ 

Behoͤrde bei erheblichen Veraͤnderungen der Grundſtuͤcke nach dem Antrage 
oder nach vorher eingeholtem Gutachten des Deichamtes angeordnet werden. 

(Fr. 4548.) ö Nach 


Er. 


Nach Ablauf eines zehnjaͤhrigen Zeitraums kann auf Antrag des Deich- 
amtes eine allgemeine Reviſion des Deichkataſters von der Regierung angeord- 
net werden; dabei iſt zu verfahren, wie bei der erſten Aufſtellung des Kataſters. 


$. 16. | 
Erlaß und Ueber die Antraͤge auf Erlaß und Stundung von Deichkaſſenbeitraͤgen 
Duchaſſenber entſcheidet das Deichamt. | sr 
trägen. a i 
$ 17. 


Fuͤr Grundſtuͤcke, welche in Folge eines Deichbruches ausgetieft oder 
verſandet werden, kann der Beſitzer die Stundung aller nach dem Durchbruch 
faͤllig werdenden Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flaͤchen bis dahin 
fordern, daß über feinen Antrag, die Deichrolle nach §. 14. abzuaͤndern, ſchließ⸗ 
lich entſchieden ſein wird. Wird dieſem Antrage Folge gegeben, ſo ſind die 
ruͤckſtaͤndigen Beitraͤge nur nach der berichtigten Veranlagung zu berechnen und 
einzuziehen; auch darf die Einzahlung des geſtundeten Ruͤckſtandes nur in vier 
halbjaͤhrigen Terminen exekutiviſch beigetrieben werden. 


9. 15. 


Iſt der Antrag auf Abaͤnderung des Deichkataſters von dem beſchaͤdig⸗ 
ten Grundbeſitzer nicht angebracht, aufgegeben, oder ſchließlich zuruͤckgewieſen 
worden, fo kann der Beſchaͤdigte einen ein⸗ bis fünfjährigen Erlaß der ge⸗ 
woͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flaͤchen und eine gleich⸗ 
zeitige Stundung der außerordentlichen Beitraͤge von denſelben fordern, wenn 
die Vorkehrungen zur Herſtellung der Ertragsfaͤhigkeit des ausgetieften oder 
verſandeten Grundſtuͤcks durch Ausfuͤllung der Vertiefungen, Abkarren oder 
Unterpfluͤgen des Sandes (Rajolen) einen Koſtenaufwand erfordern, welcher 
dem Werthe des ungefaͤhren eine bis fuͤnfjaͤhrigen Reinertrages des Grund⸗ 
ſtuͤcks nach dem Ermeſſen des Deichamtes gleichkommt. Die Einzahlung der 
geſtundeten Beitraͤge darf nach Ablauf dieſer Friſt nur in vier halbjaͤhrigen 
Terminen exekutiviſch beigetrieben werden. 


H. 19. 


KR Natural: Sobald der Eisgang nahe bevorſteht, oder das Waſſer an den Fuß des 

N 1 80 Deiches tritt, muͤſſen die Daͤmme des Verbandes, ſo lange der Waſſerſtand 
s nicht unter dieſes Maaß gefallen iſt, durch Wachmannſchaften unausgeſetzt be⸗ 
wacht werden. 


Die erforderlichen Waͤchter koͤnnen vom Deichhauptmann gegen Tage⸗ 
lohn angenommen und aus der Deichkaſſe bezahlt, oder aus den betheiligten 
Ortſchaften requirirt werden. 


N 
F 


H. 20. 
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H. 20. 


Wenn die den Deichen durch Eisgang oder Hochwaſſer drohende Ge⸗ 
fahr ſo dringend wird, daß nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns die ge⸗ 
wohnliche Bewachung durch eine geringere Zahl gedungener Waͤchter nicht 
mehr ausreicht, ſo ſind die Mitglieder des Deichverbandes verbunden, nach 
Anweiſung des Deichhauptmanns die zur Bewachung und Schuͤtzung der 2 
Deiche erforderlichen Mannſchaften, Fuhrwerke und reitenden Boten zu ge⸗ 
ſtellen und die zum Schutze dienenden Materialien herbeizuſchaffen. 


Der Deichhauptmann iſt im Falle der Noth befugt, die erforderlichen 
Materialien uͤberall, wo ſich ſolche finden, zu nehmen, und dieſe muͤſſen — mit 
Vorbehalt der Ausgleichung unter den Verpflichteten und der Exſtattung des 
Schadens, wobei jedoch der außerordentliche Werth nicht in Rechnung kommt 
— von den Beſitzern verabfolgt werden. 


H. 21. 


Jedem Orte iſt die Deichſtrecke, welche er bewachen und vertheidigen 
muß, im Voraus zu beſtimmen und durch Steine oder Pfaͤhle abzugrenzen, 
unbeſchadet des Rechts der Deichbeamten, die Mannſchaften nach anderen ge⸗ 
faͤhrdeten Punkten zu beordern. f 


Der Deichhauptmann kann einen Theil der Deichvertheidigungs = Mate- 
rialien ſchon vor Beginn des Eisgangs oder Hochwaſſers auf die Deiche 
ſchaffen laſſen. 


$. 22. 


Bretter, Faſchinen und Pfaͤhle werden aus der Deichkaſſe bezahlt; die 
uͤbrigen Materialien (Miſt, Stroh) und die Dienſte werden ſoweit als moͤg⸗ 
lich auf die Deichgenoſſen ausgeſchrieben nach ungefaͤhrem Verhaͤltniß der 
Deichkaſſenbeitraͤge der einzelnen Ortſchaften. i 


Die Materialien werden Eigenthum des Deichverbandes. 


Im Nothfalle muß auf Verlangen des Deichhauptmanns der Dienſt 
von allen maͤnnlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, ſoweit ſolche arbeits⸗ 
faͤhig ſind, perſoͤnlich und unentgeltlich geleiſtet werden. Die betreffenden Po⸗ 
lizeidehoͤrden find verpflichtet, auf Antrag des Deichhauptmanns kraͤftig dafuͤr 
zu ſorgen, daß deſſen Anordnungen ſchleunigſt Folge geleiſtet werde. f 

Schwaͤchliche oder kraͤnkliche Perſonen, Weiber und Kinder unter ſechs⸗ 
zehn Jahren, duͤrfen zum Wachdienſte nicht aufgeboten oder abgeſendet werden. 

Jeder Deichwaͤchter muß ſich mit einem Spaten und einem Beile ſelbſt 
verſehen. Die ſonſt erforderlichen Geraͤthſchaften an Karren, Aexten, Later⸗ 
nen u. ſ. w. muͤſſen, ſoweit ſie nicht in den Magazinen des Verbandes vor⸗ 
Jahrgang 1856. (Fr. 4548.) 120 handen 


tthumsrechts 


e 


handen ſind, von den Gemeinden und Gutsbeſitzern, deren Guͤter einen beſon⸗ 1 
deren Gemeindebezirk bilden, mitgegeben werden. a 


H. 23 


Die aufgebotenen Mannſchaften haben bis zu ihrer Entlaſſung die An⸗ 
ordnungen der Deichbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. Un⸗ 
folgſamkeit und Fahrlaͤſſigkeit oder Widerſetzlichkeit der Waͤchter und Arbeiter 
wird — inſofern nach den allgemeinen Geſetzen nicht haͤrtere Strafen verwirkt 
ſind — durch Geldſtrafen von fuͤnf Silbergroſchen bis zu drei Thalern oder 
verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe geahndet. 

Der Verſuch, ſich dem Dienſte durch Nichtbefolgung des Aufgebots oder 
eigenmaͤchtiges Verlaſſen der Wachpoſten zu entziehen, wird durch eine Geld⸗ 
ſtrafe von fuͤnf Thalern oder verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe geahndet. 

Für gar nicht oder unvollſtaͤndig gelieferte Materialien und nicht geleiſtete 
Fuhren oder nicht geſtellte reitende Boten ſind von dem Schuldigen folgende 
Geldſtrafen zur Deichkaſſe zu entrichten: f 


1) für ein Fuder Miſt sersenunee nen ..... 5 Rthlr. — Sgr. 
2) für ein Bund Stroeoh h TRETEN, — .: 6 : 
für eine Fuhr 2 8 =. — 
4) fuͤr einen reitenden Boten 3 ᷑ñõ ti 


5) für unvollſtaͤndig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad 1. und 2. die 
Haͤlfte der oben beſtimmten Strafen. 


Außerdem iſt der Saͤumige zur Nachlieferung event. zum Erſatze der 
Koſten der fuͤr ſeine Rechnung anzuſchaffenden Materialien verpflichtet. 


H. 24. 


Die Deichgenoſſen, welche wegen zu großer Entfernung und wegen 
Sperrung der Kommunikation durch Waſſer nicht zu den Naturalhuͤlfsleiſtun⸗ 
gen haben aufgeboten werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in welchen ein 
ſolches Aufgebot ſtattgefunden, einen beſonderen verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag 
zur Deichkaſſe leiſten. Der Geldbeitrag wird von dem Deichamte feſtgeſetzt. 


Dritter Abſchnitt. 
§. 25. 


Beſchränkung Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband uͤber⸗ 

des Eigene nimmt, gehen in deſſen, Eigenthum und Nutzung über; das Deichamt kann 

an den Grund, indeß die Grasnutzung den angrenzenden Grundbeſitzern uͤberlaſſen, wenn die⸗ 

rücken. ſelben angemeſſene Leiſtungen wegen Unterhaltung und Beſchuͤtzung der 1 5 
ru 


A 


a 


1 und wegen unentgeltlicher Hergabe von Erde zu Reparaturen über 
nehmen. i 


Hecken, Baͤume und Straͤucher ſind auf den Deichen nicht zu dulden. 


5 Die eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Intereſſenten, 
welchen ſie bisher gehoͤrt haben. a 8 


H. 26. 


Im Binnenlande gelten folgende Nutzungsbeſchraͤnkungen: 


a) die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deiches duͤrfen drei Fuß breit 
vom Deichfuße ab weder beackert noch bepflanzt, ſondern nur als Graͤ⸗ 
ſerei benutzt werden; 


b) Stein-, Sand⸗, Torf⸗ und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Gräben oder 
ſonſtige kuͤnſtliche Vertiefungen des Erdreichs duͤrfen innerhalb zwanzig 
Ruthen vom inneren Fuße des Deiches nicht angelegt, auch Fundamente 
au neuen Gebäuden innerhalb fünf Ruthen vom Deiche nicht eingegra⸗ 

en werden; 


ch an jedem Borde der unter Schau geſtellten Hauptgraͤben muͤſſen zwei 
Fuß unbeackert und mit dem Weidevieh verſchont bleiben; 5 


d) innerhalb drei Fuß von jedem folchen Grabenborde dürfen Baͤume und 
Hecken nicht gepflanzt oder geduldet werden; | 


e) die Eigenthuͤmer der Grundſtucke an den Hauptgraͤben muͤſſen bei deren 
Raͤumung den Auswurf auf ihre Grundſtuͤcke aufnehmen und muͤſſen den 
Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufaͤllt, binnen vier Wochen 
nach der Räumung, wenn aber die Räumung vor der Erndte erfolgt, 
binnen vier Wochen nach der Erndte, bis auf Eine Ruthe Entfernung 
vom Graben fortſchaffen. Aus beſonderen Gruͤnden kann der Deich⸗ 
hauptmann die Friſt zur Fortſchaffung des Grabenauswurfs abaͤndern; 


) Binnenverwallungen, Quelldaͤmme, duͤrfen in der Niederung ohne Ge⸗ 
nehmigung des Deichhauptmanns nicht angelegt oder veraͤndert werden. 


H. 27. 


Im Vorlande gelten folgende Beſchraͤnkungen: 


a) jeder Vorlandsbeſitzer muß ſich in der Entfernung von zehn Ruthen vom 
Stromufer und ebenſoweit vorlaͤngs des Deichfußes das Aufſetzen und 
Lagern des Baumaterials des Verbandes, wenn geeignete, dem Ver⸗ 
bande gehörige Lagerſtellen nicht vorhanden find, ſowie den Transport 
der Materialien uͤber das Vorland unentgeltlich gefallen laſſen; auch 
darf das Vorland Eine Ruthe breit vorlaͤngs des Deichfußes nicht 
geackert oder fonft von der Raſendecke entblößt werden; 


(Ar, 4548.) 120 by) Fluͤ⸗ 


a a | 3 
p) Fluͤgeldeiche, hochſtaͤmmige Bäume und fonftige Anlagen find im Vor⸗ 


lande inſoweit nicht zu dulden, als fie nach dem Ermeſſen der Strom 


polizeibehoͤrde das Hochwaſſerprofil und den Eisgang auf ſchaͤdliche Weiſe 
beſchraͤnken; e 
c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vorſpringen⸗ 
den Landecken, welche die Irregularitaͤt des Flußbettes befördern würden, 
koͤnnen von der Strompolizeibehoͤrde unterſagt werden. i 


Ausnahmen von den in den HH. 26. und 27. gegebenen Regeln koͤnnen 
in 1 Faͤllen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. 5 


H. 28. 


Die Eigenthuͤmer der eingereihten Grundſtuͤcke und Vorlaͤnder ſind ver⸗ 
pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande den zu den 
Schutz und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden gegen Ver⸗ 
guͤtung abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen erforderlichen Materialien 
an Sand, Lehm, Raſen ꝛc. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derſelben 
ihnen entſtandenen Schadens zu uͤberlaſſen. Fuͤr den alten Deichkoͤrper iſt an 
den bisherigen Beſitzer eine Entſchaͤdigung nicht zu zahlen. l 


H. 29. 


Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Ruthen vom Stromufer oder 
vom Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deichverwaltung als 
nothwendig erachtet, ſo muß der Eigenthuͤmer auf Anordnung des Deichhaupt⸗ 
manns entweder dieſe Pflanzung binnen vorgeſchriebener Friſt ſelbſt anlegen 
und unterhalten, oder den dazu erforderlichen Grund und Boden dem Ver⸗ 
bande gegen Entſchaͤdigung uͤberlaſſen. a 


H. 30. 


Bei Feſtſtellung der nach $$. 28. und 29. zu gewaͤhrenden Verguͤtung 
iſt der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung zu bringen. 

Der Betrag wird nach vorgaͤngiger, unter Zuziehung des Beſitzers zu 
bewirkenden Abſchaͤtzung von dem Deichamte, oder in eiligen Faͤllen von dem 
Deichhauptmann, vorbehaltlich der Genehmigung des Deichamtes, interimiſtiſch 
feſtgeſetzt und ausgezahlt. ö 

Ueber die Hoͤhe der Verguͤtung iſt innerhalb vier Wochen nach erfolgter 
Bekanntmachung des feſtgeſetzten Betrages der Rechtsweg zulaͤſſig. | 

Wer auf dieſen verzichten will, kann binnen gleicher Frift Rekurs an die 
Regierung einlegen. | 
5 Die Fortnahme der Materialien und die Ausfuͤhrung der Bauten wird 
geha Einwendungen gegen die vorläufig. feſtgeſetzte Entſchädigung nicht auf⸗ 
gehalten. 


Vier⸗ 
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Vierter Abſchnitt. 
$. 31. 


Der Deichverband iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. 

Daſſelbe wird von der Königlich Preußiſchen Regierung in Magdeburg als 
Landespolizeibehoͤrde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe des Statuts, 
uͤbrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbe⸗ 
hoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


„Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta⸗ 
tuts uͤberall beachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die 
Grundſtücke des Verbandes ſorgfaͤltig benutzt und die etwanigen Schulden 
regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 


Die Regierung entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Deichamtes und des Deichhauptmanns, ſofern der Rechtsweg nicht zu⸗ 
laͤſſig und eingefchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls exeku⸗ 
tiviſch in Vollzug. l 

Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen nur 


a) uͤber Straffeſtſetzungen des Deichhauptmanns gegen die Unterbeamten 
des Verbandes binnen zehn Tagen, 


b) gegen Beſchluͤſſe über den Beitragsfuß (efr. H. 14.), über Erlaß und 

Stundung von Deichkaſſenbeitraͤgen, ſowie über Entſchaͤdigungen, binnen 
vier Wochen a 

nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. Dieſelben ſind 

bei der Regierung oder bei dem Deichhauptmann einzureichen, welcher ſolche 

alsdann, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die Regierung zu be⸗ 

foͤrdern hat. 

Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 


H. 32 


| Der Regierung muß, damit ſie in Kenntniß von dem Gange der Deichver⸗ 


waltung erhalten werde, jaͤhrlich Abſchrift des Etats, der Deichſchau- und 
Deichamtskonferenz- Protokolle und ein Finalabſchluß der Deichkaſſe uͤberreicht 
werden. Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Deichkaſſe 
ſowohl, als der geſammten Deichverwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur 


Beiwohnung der Deichſchauen und der Deichamtsverſammlungen abzuordnen, 


eine Geſchaͤftsanweiſung fuͤr die Deichbeamten nach Anhoͤrung des Deichamtes 
zu ertheilen und die erforderlichen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutze 
(Nr, 4548.) des 


Aufſichtsrecht 


der Staatsbe⸗ 


hörden. 


= 


des Deiches, des Deichgebietes, der Gräben, Pflanzungen und fonftigen Anla⸗ 
gen des Verbandes. 


§. 33. 


| Bei Waſſergefahr ift der Kreislandrath — ebenſo wie der etwa abge⸗ 
ſendete beſondere Regierungskommiſſarius — berechtigt, ſich perſoͤnlich die Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen, ob und wie weit die erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln 
getroffen find. Findet Gefahr im Verzuge ſtatt, fo kann derſelbe die ihm noͤ⸗ 
thig ſcheinenden Anordnungen an Ort und Stelle ſelbſt treffen. Die Deich⸗ 
beamten haben in dieſem Falle ſeinen Befehlen unweigerlich Folge zu leiſten. 


H. 34. 


Wenn das Deichamt es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Deichver⸗ 
bande nach dem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushalts⸗Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Re⸗ 
gierung, nach Anhörung des Deichamtes, die Eintragung in den Etat von 
Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe 
feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Deichamte innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 
$. 35. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß, den Deichbeamten die 
ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden und etwanige Be⸗ 
ſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


Fünfter Abſchnitt. 
§. 36. 


Von den Der Deichhauptmann ſteht an der Spitze der Deichverwaltung und hand⸗ 
Hachbehor“ habt die örtliche Deichpolizei. Er wird von denjenigen Mitgliedern des Deich- 
e. Dei amtes, welche die Vertretung der Deichgenoſſen bei demſelben bilden, durch 
haupfmann. abſolute Stimmenmehrheit gewählt, 


Das Deichamt hat den Deichhauptmann aus nachſtehenden ein⸗ für alle⸗ 


mal dazu beſtimmten Perſonen zu waͤhlen, naͤmlich: 
a) den Rittergutsbeſitzern und den Domainenpaͤchtern in der Niederung, 
b) dem Königlichen Oberfoͤrſter zu Löͤdderitz, 


c) dem Buͤrgermeiſter der Stadt Aken. 916 
u 


. 
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Aus eben dieſen Perſonen wird der Stellvertreter erwaͤhlt. 


Eine Neuwahl findet nur bei dem Tode oder dem Abgange des Ge- 
waͤhlten aus ſeiner gedachten Stellung ſtatt. 


Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. Wird die Beſtaͤti⸗ 
gung verſagt, ſo ſchreitet das Deichamt zu einer neuen Wahl. Wird auch 
dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der Regierung 
die Ernennung auf hoͤchſtens drei Jahre zu. 


Der Stellvertreter übernimmt die Geſchaͤftsfuͤhrung, wenn der Deich⸗ 
hauptmann auf laͤngere Zeit behindert iſt. In einzelnen Faͤllen kann der Deich⸗ 
hauptmann ſich durch den Deichinſpektor oder ein anderes Mitglied des Deich: 
amtes vertreten laſſen. 


Der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werden von einem Kom⸗ 
miſſarius der Regierung in oͤffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidet. 


Der Deichhauptmann ſeinerſeits verpflichtet den Deichinſpektor, die uͤbri⸗ 
gen Mitglieder des Deichamtes, ſowie die ſonſtigen Deichbeamten in gewoͤhn⸗ 
licher Sitzung des Deichamtes durch Handſchlag an Eidesſtatt. 


Das Amt des Deichhauptmanns iſt ein Ehrenamt. Nur fuͤr die baa⸗ 
ren Auslagen iſt demſelben eine Remuneration nach Anhoͤrung des Deichamtes 
von der Regierung feſtzuſetzen. 


H. 37. 


Der Deichhauptmann hat als Verwaltungsbehoͤrde des Deichverbandes 
folgende Geſchaͤfte: 5 
a) die Geſetze, die Verordnungen und Beſchluͤſſe der vorgeſetzten Behoͤrden 
auszufuͤhren; 
b) die Beſchluͤſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Deichhauptmann hat die Ausfuͤhrung ſolcher Beſchluͤſſe des 
Deichamtes, die er fuͤr geſetzwidrig oder fuͤr das Gemeinwohl nachthei⸗ 
lig erachtet, zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung ein⸗ 
uholen. 

i Geſtatten es die Umſtaͤnde, ſo iſt zuvor in der naͤchſten Sitzung 
des Deichamtes nochmals eine Verſtaͤndigung zu verſuchen; 
die Grundſtuͤcke und Einkuͤnfte des Verbandes zu verwalten, die auf 
dem Etat oder beſonderen Deichamtsbeſchluͤſſen beruhenden Einnahmen 
und Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu 
uͤberwachen. a 

Die Termine der regelmaͤßigen Kaſſenreviſionen ſind dem Deich⸗ 
amte mitzutheilen, damit daſſelbe ein un oder mehrere abordnen 
kann, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſen⸗ 
reviſtonen iſt ein vom Deichamte ein- für allemal bezeichnetes Mitglied 
zuzuziehen; f N 
(Nr. 4548.) | BL d) den 


C 


— 
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dd) den Deichverband in Prozeſſen, ſowie uͤberhaupt nach Außen zu vertre⸗ 
ten, im Namen deſſelben mit Behoͤrden und Privatperſonen zu verhan⸗ 
deln, den Schriftwechſel zu fuͤhren und die Urkunden des Verbandes in 
der Urſchrift zu vollziehen. 8 : 

Die Ausfertigungen der Urkunden werden Namens des Verban⸗ 
des von dem Deichhauptmann oder ſeinem Stellvertreter guͤltig unter⸗ 
zeichnet; indeß iſt zu Vertraͤgen und Vergleichen uͤber Gegenſtaͤnde von 
funfzig Thalern und mehr der genehmigende Beſchluß oder Vollmacht 
des Deichamtes beizubringen. 

Vertraͤge und Vergleiche unter funfzig Thaler ſchließt der Deich⸗ 
hauptmann allein rechtsverbindlich ab und hat nur die Verhandlungen 
nachtraͤglich dem Deichamte zur Kenntnißnahme vorzulegen; 


6) die Urkunden und Akten des Verbandes aufzubewahren; 


1) die Deichkaſſenbeitraͤge und Naturalleiſtungen nach der Deichrolle und 
den Beſchluͤſſen des Deichamtes auszuſchreiben, die Deichrollen und ſon⸗ 
ſtigen Hebeliſten auf Grund des Deichkataſters aufzuſtellen und vollſtreck⸗ 
bar zu erklaren und die Beitreibung aller Beitraͤge und Strafgelder 
von den Saͤumigen im Wege der adminiſtrativen Exekution zu bewirken 
durch die Unterbeamten des Verbandes oder durch Requiſition der ge⸗ 
woͤhnlichen Ortspolizeibehoͤrden. Die Hebeliſten (Rollen) muͤſſen, bevor 
fie vollſtreckbar erklaͤrt werden, vierzehn Tage offen gelegt ſein; 

g) die Deichbeamten zu beaufſichtigen, von dem Gange der techniſchen Ver⸗ 
waltung Kenntniß zu nehmen, die halbjaͤhrige Deich- und Grabenſchau 
im Mai und Oktober nach Verabredung mit dem Deichinſpektor auszu⸗ 
ſchreiben und jedesmal ſelbſt in Gemeinſchaft mit dem Deichinſpektor 
abzuhalten. f 

Ueber den Befund und die dabei gefaßten Beſchluͤſſe iſt ein Pro— 

tokoll zu fuͤhren; 

h) nach dem Jahresſchluß dem Deichamte einen Jahresbericht uͤber die Re⸗ 
ſultate der Verwaltung vorzulegen. f 


H. 38. 


Die Etatsentwuͤrfe und Jahresrechnungen ſind vom Deichrentmeiſter 
dem Deichhauptmann vor dem 15. Mai zur Vorpruͤfung einzureichen und wer⸗ 
den von dieſem mit ſeinen Bemerkungen dem Deichamte in der Juniverſamm⸗ 
lung zur Feſtſtellung vorgelegt. 5 6 

Der Etat iſt vor der Feſtſtellung und die Rechnung nach der Feſtſtellung 
vierzehn Tage lang in einem von dem Deichamte zu beſtimmenden Lokale zur 
Einſicht der Deichgenoſſen offen zu legen. 

Der Deichhauptmann vollzieht alle Zahlungsanweiſungen auf die Deich⸗ 
kaſſe. Die Anweiſungen, welche von dem Deichinſpektor innerhalb der ihm 
zur Dispoſition geſtellten Summen an die Deichkaſſe erlaſſen werden, ſind dem 
Deichhauptmann zur Einſicht vorzulegen. a 5 305 
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N H. 39. 


Berichtigungen des Deichkataſters finden nur ſtatt auf Grund eines De— 
krets des Deichhauptmanns, welchem beglaubigte Abſchrift von dem betreffen- 
den Beſchluß des Deichamtes oder der Regierung beigefuͤgt ſein muß. 


H. 40. 


Gegen die Unterbeamten ($. 50.) kann der Deichhauptmann Diszipli⸗ 
narſtrafen bis zur Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, ſowie noͤthigen⸗ 
falls ihnen die Ausuͤbung der Amtsverrichtungen vorlaͤufig unterſagen. 


F. 41. 


Der Deichhauptmann iſt befugt, wegen der deichpolizeilichen Uebertre⸗ 
tungen die Strafen bis zu fuͤnf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Gefaͤngniß 
vorlaͤufig feſtzuſetzen. y 


$. 42. 


Der Deichhauptmann iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Deichamtes; 
er beruft deſſen Verſammlungen, leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. 


$. 43. 


Der Deichinſpektor leitet die techniſche Verwaltung des Deichverbandes, 2. Deich⸗ 
mit Einſchluß der zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Eisgang Inſpektor. 
erforderlichen Maaßregeln. 

Er muß die Qualifikation eines gepruͤften Baumeiſters beſitzen. Seine 
Wahl und Beſtaͤtigung erfolgt in der fuͤr den Deichhauptmann vorgeſchriebe⸗ 
nen Weiſe, aber nur auf ſechs Jahre. a 


F. 44. 


Der Deichinſpektor entwirft die Anſchlaͤge zur Unterhaltung und Her⸗ 
ſtellung der Sozietaͤtsanlagen und legt ſolche dem Deichhauptmann zur Pruͤ⸗ 
fung und Einholung der Genehmigung des Deichamtes vor. 

Die Projekte über. den Bau neuer Deiche und Schleuſen, über die Er- 
hoͤhung oder Abtragung von Deichen und uͤber den Verſchluß von Deichbruͤchen 
ſind der Regierung zur Genehmigung vorzulegen. 


$. 45. 


Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung einer Ar⸗ 
Jahrgang 1856. (Nr. 4548.) 121 beit 


— 930 — 


beit verſagt, welche nach der Erklaͤrung des Deichinſpektors ohne Gefaͤhrdung 
der Sozietaͤtszwecke weder unterlaſſen noch aufgeſchoben werden darf, ſo muß 
die Entſcheidung der Regierung (ekr. H. 34.) von dem Deichinſpektor eingeholt 
und demnaͤchſt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. D 


H. 46. 


Die Ausfuͤhrung der von dem Deichamte oder von der Regierung be— 
ſchloſſenen Bauten iſt von dem Deichinſpektor zu leiten. Auch die laufende 
Beaufſichtigung und Unterhaltung der Deiche, Graͤben, Schleuſen, Uferdeckwerke 
und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deichinſpektors. 

Die Unterbeamten, Deichſchulzen, Wach- und Huͤlfsmannſchaften haben 
dabei und insbeſondere bei der Vertheidigung gegen Waſſergefahr die Anwei⸗ 
ſungen des Deichinſpektors puͤnktlich zu befolgen. 

Innerhalb der etatsmaͤßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten 
Anſchlage kann der Deichhauptmann zur Vereinfachung des Geſchaͤfts be- 
ſtimmte Summen dem Deichinſpektor zur Dispoſition ſtellen, bis zu deren Höhe 
die Deichkaſſe auf Anweiſung des Deichinſpektors Zahlung zu leiſten hat. 

Die Auszahlung der Gelder darf in keinem Falle durch den Deichinſpek— 
tor erfolgen. 


Der halbjaͤhrigen Schau muß der Deichinſpektor beiwohnen. 
H. 47. 


5 In dringenden Faͤllen, wenn unvorhergeſehene Umſtaͤnde Arbeiten noth— 
wendig machen, deren Ausfuͤhrung ohne Gefaͤhrdung der Sozietaͤtszwecke nicht 
aufgeſchoben werden kann, iſt der Deichinſpektor befugt und verpflichtet, die 
Arbeiten unter ſeiner Verantwortlichkeit anzuordnen. Er muß aber die 
getroffenen Anordnungen und die Gründe, welche die unverzuͤgliche Ausführung 
nothwendig machen, gleichzeitig dem Deichhauptmann und, wenn letzterer ſich 
nicht einverſtanden erklären ſollte, der Regierung anzeigen. 

Dieſelbe Anzeige iſt der naͤchſten gewöhnlichen Verſammlung des Deich- 
amtes zu machen. 

Können die Ausgaben aber aus den laufenden Jahres einnahmen der 
Deichkaſſe nicht beſtritten werden, ſo muß das Deichamt in kuͤrzeſter Friſt außer⸗ 
ordentlich berufen werden, um von der Sache Kenntniß zu erhalten und uͤber 
die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu beſchließen. 


H. 48. 


3 Oeich⸗ Der Deichrentmeiſter, welcher zugleich die Stelle eines Deichſekretairs 
Rentmeiſter. verſehen kann, wird von dem Deichamte im Wege eines kuͤndbaren Vertrages 
g gegen Bewilligung einer Prozenteinnahme von den gewoͤhnlichen Deichkaſſen⸗ 
beitraͤgen, ſowie unter der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung, angenommen. 

„ a 5 H. 49. 


N 


H. 49, 


Der Deichrentmeiſter verwaltet die Deichkaſſe und fuͤhrt das Deichkataſter. 
Er hat insbeſondere: 5 


a) die Etatsentwuͤrfe nach den Anweiſungen des Deichhauptmanns aufzu- 


ſtellen; 5 5 

b) die ſaͤmmtlichen Einnahmen der Deichkaſſe einzuziehen, die Reſtantenliſten 
zu fertigen und dem Deichhauptmann vorzulegen; 

c) die gewoͤhnlichen und außerordentlichen Zahlungen aus der Deichkaſſe 
nach den Anweiſungen des Etats und des Deichhauptmanns zu bewir⸗ 
ken; er hat namentlich auch die Gelder an die Lohnarbeiter auf den 
Bauſtellen zu zahlen und darf ſich hierbei nur mit Genehmigung des 
Deichhauptmanns durch die Deichſchulzen vertreten laſſen; 

) die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen; . 

e) das Deichkataſter nach den Dekreten des Deichhauptmanns (F. 39.) zu 
berichtigen; a 

f) wenn er zugleich Deichſekretair iſt, die Expeditions⸗, Kanzlei- und Re⸗ 
giſtraturgeſchaͤfte zu beſorgen und die Protokolle bei den Deichſchauen 
und Deichamtsverſammlungen zu fuͤhren. 


H. 50, 


Die erforderlichen Unterbeamten — als Damm: oder Wallmeiſter — 
fuͤr die ſpezielle Beaufſichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleuſen 
und Grundſtuͤcke des Verbandes werden von dem Deichhauptmann nach An⸗ 
hoͤrung des Deichamtes gewaͤhlt und angeſtellt. 

Das Deichamt beſtimmt die Zahl und den Geſchaͤftskreis dieſer Beam⸗ 
ten und beſchließt, ob die Anſtellung auf Kuͤndigung, auf eine beſtimmte Reihe 
von Jahren, oder auf Lebenszeit erfolgen ſoll. 


§. 51. 


Zu dieſen Poſten ſollen nur ſolche Perſonen berufen werden, von deren 
hinreichender techniſcher Kenntniß und Uebung ſich der Deichinſpektor verſichert 
hat, die vollkommen koͤrperlich ruͤſtig find und die gewöhnlichen Elementarkennt⸗ 
niſſe inſoweit beſitzen, daß fie eine verſtaͤndliche ſchriftliche Anzeige erſtatten und 


eine einfache Verhandlung aufnehmen, auch eine gewöhnliche Lohnrechnung 


fuͤhren koͤnnen. 


H. 52. 


Der Deichhauptmann theilt nach Anhoͤrung des Deichamtes die Deiche 5 


ſchulzen. 


in mehrere Aufſichtsbezirke. f 1 f 
(r. 4518.) 1214 Fur 


bea 


4. Unter⸗ 
inte, 


5. Oeich⸗ 


6. Das 


Deichamt. 


e 
Zur jeden Bezirk werden zwei Deichſchulzen aus der Zahl der Deich- 


genoſſen auf ſechs Jahre vom Deichamte erwaͤhlt und vom Deichhauptmann 


beſtaͤtigt. Mitglieder des Deichamtes — mit Ausſchluß des Deichhauptmanns 
und des Deichinſpektors — koͤnnen auch zu Deichſchulzen ernannt werden. 
Die Deichſchulzen ſind Organe des Deichhauptmanns und Deichinſpektors und 
verpflichtet, ihren Anordnungen Folge zu leiſten, dieſelben namentlich in den 
oͤrtlichen Geſchaͤften des Bezirks zu unterſtuͤtzen. 


H. 53. 


Die Deichſchulzen haben in ihren Bezirken im gewoͤhnlichen Laufe der 
Verwaltung eine Mitaufſicht uͤber den Zuſtand der Deiche und ſonſtigen So— 
zietaͤtsanlagen zu fuͤhren; ſie haben von deren Zuſtande fortwaͤhrend Kenntniß 
zu nehmen, den Deich- und Grabenſchauen in ihrem Bezirk und den benach- 
barten Bezirken beizuwohnen und die bemerkten Maͤngel, ſowie auch Antraͤge 
und Beſchwerden von Deichgenoſſen ihres Bezirks, dem Deichhauptmann oder 
Inſpektor anzuzeigen. Sie koͤnnen von dem Deichhauptmann und reſp. dem 
Deichinſpektor mit Führung und Aufnahme einfacher Unterſuchungen und Ber: 
handlungen und bei vorkommenden Bauten mit der Kontrole der Unterbeamten 
und Arbeiter, mit der Abnahme der zu liefernden Baumaterialien, ſowie mit 
der Abloͤhnung der Arbeiter auf der Bauſtelle, beauftragt werden. 


Bei den Lohnzahlungen erhalten ſie als Remuneration ſechs Pfennige 
pro Thaler der ausgezahlten Summe. 


H. 54. 


Sobald die Groͤße der Gefahr bei Eisgang oder Hochwaſſer die Be⸗ 
wachung der Daͤmme oder das Aufbieten der Naturalleiſtungen nothwendig 
macht, ſind die Deichſchulzen unter Leitung des Deichinſpektors dazu berufen, 
innerhalb ihres Bezirks die Huͤlfsleiſtungen der Wachmannſchaften und Deich: 
genoſſen zu ordnen und zu leiten, fuͤr die Beſchaffung der erforderlichen Schutz⸗ 
materialien zu ſorgen und die Bewachung der Deiche zu kontroliren. i 


H. 55. 


Das Deichamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchlie⸗ 
ßen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Deichhauptmann oder dem Deich— 
inſpektor uͤberwieſen ſind. Die von dem Deichamte gefaßten Beſchluͤſſe ſind 
fuͤr den Deichverband verpflichtend; die Ausfuͤhrung der gefaßten Beſchluͤſſe 
erfolgt durch den Deichhauptmann. 

Die Mitglieder des Deichamtes ſind an keinerlei Inſtruktionen und Auf⸗ 


traͤge der Waͤhler und Wahlbezirke gebunden. 


Das Deichamt kontrolirt die Verwaltung. Es iſt daher berechtigt, ſich 
von der Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Einnahmen 
des Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen. N 5 
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Es kann zu dieſem Zwecke die Akten einſehen und Ausſchuͤſſe aus ſeiner 
Mitte ernennen. N 


H. 36. 


Das Deichamt beſteht aus f 
a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden, 
b) dem Deichinſpektor, 
c) den Repraͤſentanten der Deichgenoſſen ($. 66.). 


$. 57 


Das Deichamt verſammelt ſich alle Jahre regelmaͤßig zweimal, im An⸗ 
fange Juni und November. 

Im Falle der Nothwendigkeit kann das Deichamt von dem Vorſitzenden 
außerordentlich berufen werden. Die Berufung muß erfolgen, ſobald es von 
einem Viertel der Mitglieder verlangt wird. 


H. 58. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird von dem Deichamte 
ein⸗ für allemal feſtgeſtellt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 
Tage vorher ſtattfinden. 


$. 59. 


Das Deichamt kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner 
Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zugegen find. Eine Ausnahme hier— 
von findet ſtatt, wenn das Deichamt, zum dritten Male zur Verhandlung uͤber 
denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender Anzahl 
erſchienen iſt. 

Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 60. 


Die Beſchlͤſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


% 61. 

An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Deichverbandes darf 
derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes in Wi⸗ 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Huͤlfe der Stell⸗ 

(Nr, 4548.) i ver⸗ 
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vertreter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat der 
Deichhauptmann, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde be⸗ 


theiligt iſt, die Regierung fuͤr die Wahrung der Intereſſen des Deichverbandes 
zu ſorgen und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr denſelben zu beſtellen. 


H. 62. 


Die Beſchluͤſſe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend ge— 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 
Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern un- 
terzeichnet. 
Die Stelle der letzteren kann ein von dem Deichamte gewählter, in einer 
e hierzu von dem Deichhauptmann vereideter Protokollfuͤhrer 
vertreten. 


H. 63. 


Das Deichamt beſchließt insbeſondere: 
uͤber die zur Erfuͤllung der Sozietaͤtszwecke nothwendigen oder nuͤtzlichen 
Einrichtungen, uͤber die Bauanſchlaͤge und die erforderlichen Ausgaben; 
über außerordentliche Deichkaſſenbeitraͤge und etwaige Anleihen Cefr. 
. 38., 44., 47.); | 
b) über Berichtigungen des Deichkataſters (elr. HH. 14. und 15.); 

e) uͤber Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeitraͤge Cefr. Hö. 16—18.); 

d) über die Repartition der Naturalhuͤlfsleiſtungen (F. 22.); 

e) uͤber die Verguͤtungen fuͤr abgetretene Grundſtuͤcke und Entnahme von 

Materialien (F. 30.); g 

) über Geſchaͤftsanweiſungen fuͤr die Deichbeamten (H. 32.) 

g) über die Wahl des Deichhauptmanns, feines Stellvertreters, des Deich— 
inſpektors, des Deichrentmeiſters und der Deichſchulzen (HH. 36., 43., 
48., 52.), ſowie uͤber die Zahl der Unterbeamten (F. 30.); 
uͤber die den Beamten des Deichverbandes zu gewaͤhrenden Beſoldungen, 
Penſionen, Diaͤten oder Remunerationen fuͤr baare Auslagen; 

i) über die Benutzung der Grundſtuͤcke und des ſonſtigen Vermoͤgens des 

Deichverbandes; 5 

uͤber den jaͤhrlichen Etat der Deichkaſſe und die Decharge der Rech— 

nungen; & 

J) über Verträge und Vergleiche, welche Gegenſtaͤnde von funfzig Thalern 
und mehr betreffen (F. 37.). 


$. 64. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 


a) zu Beſchluͤſſen über die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei die Negies 
rung 


a 
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rung auf die regelmaͤßige Verzinſung und Tilgung der Schuld zu 
halten hat; ; 

b) zu den Projekten uͤber den Bau neuer Deiche und Schleuſen, uͤber die 
Erhöhung, Verlegung oder Abtragung von Deichen und über den Ver⸗ 
ſchluß von Deichbruͤchen; 

c) zur Veraͤußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes; 

d) zu den Beſchluͤſſen uͤber die Remuneration des Deichhauptmanns und 
Deichinſpektors. N 
Sollte das Deichamt ganz ungenuͤgende Beſoldungen und Remuneratio— 

nen ed ſo koͤnnen dieſelben von der Regierung noͤthigenfalls erhoͤht 
werden. ar 


H. 65. 


Die Repraͤſentanten der Deichgenoffen im Deichamte wählen jährlich 
zwei Deputirte, welche der ganzen Deich- und Grabenſchau beiwohnen muͤſſen. 
Jeder der übrigen Repraͤſentanten kann der Schau ebenfalls beiwohnen. 

Die Repraͤſentanten ſind befugt und verpflichtet, als Bezirksvertreter auch 
außerhalb der Sitzung des Deichamtes die Intereſſen des Deichverbandes zu 
uͤberwachen, die Unterbeamten zu kontroliren und die wahrgenommenen Maͤn— 
gel, ſowie die Wuͤnſche der Deichgenoſſen ihres Bezirks, dem Deichhauptmann 
oder dem Deichamte vorzulegen. ö 


Sechſter Abſchnitt. 
$. 66, 


Die fiskaliſchen Beſitzungen, wobei jede einzelne Domaine mit den dazu Vertretung 
gehörigen Vorwerken und die Königlich Preußiſche Oberfoͤrſterei Loͤdderitz, ſo⸗ nen bee 
wie die Herzoglich Anhaltiſchen Forſtreviere als für ſich ſelbſt beſtehend gelten, Deſchamke. 
die verſchiedenen Ritterguͤter, die Stadt Aken mit dem Gute Obslau und die 
Grundbeſitzer der einzelnen Gemeinden haben im Deichamte, je nachdem ſie 
einen Beſitzſtand von unter Eintauſend, uͤber Eintauſend oder uͤber zweitauſend 
Normalmorgen haben, Eine Stimme, zwei Stimmen reſp. drei Stimmen zu 
fuͤhren. Ruͤckſichtlich der Gemeinden werden bei dieſer Berechnung die Ort⸗ 
ſchaften: : 

Groß⸗Roſenburg, Klein⸗Roſenburg und Trabitz, Breitenhagen, Kühren 

und Loͤdderitz, Micheln und Mennewitz, Choͤrau und Suſigke, Dornebock, 

Sachſendorf und Zuchau, Trebbichau, Klein⸗Zerbſt und Reppichau, und 

endlich Droſa, Diebzig und Wulfen, 
als je ein Ganzes angeſehen. 3 

Die Vertreter der fiskaliſchen Beſitzungen werden von der betreffenden 
Regierung ernannt. 5 

(Fr. 4548) 5 Die 
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Die Stimmen der Ritterguͤter werden von deren Beſitzern reſp. den von 
dieſen ſelbſterwaͤhlten Vertretern gefuͤhrt. 


Die Stadt Aken und das Gut Obslau werden durch den Buͤrgermeiſter 
von Aken und jede Gemeinde durch ihren Ortsvorſteher reſp. deren gewoͤhn⸗ 
lichen Stellvertreter repraͤſentirt. 


f Bei den obengenannten Ortſchaften, welche mit anderen zuſammen im 
Deichamte ſtimmen, alterniren die Ortsvorſteher von Jahr zu Jahr. 


§. 67. 
Frauen und Minderjaͤhrige duͤrfen ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 


Gehoͤrt ein Rittergut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


Wenn ein ſtimmberechtigter Rittergutsbeſitzer den Vollbeſitz der bürger- 
lichen Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, ſo ruht waͤhrend ſeiner 
Beſitzzeit das Stimmrecht des Gutes. 


$. 68. 


Die Damm: und Teichordnung vor die Stadt Aken vom 22. April 1761. 
wird hierdurch aufgehoben. 


H. 69. 


f Abaͤnderungen des vorſtehenden Statutes koͤnnen nur unter landes herr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 28. Auguſt 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
5 uͤr den Miniſter für Handel, Gewerbe 
v. Manteuffel. Simons. 5 und dſſentlſche en: 
v. Pommer Eſche. 
Fuͤr den Chef des Miniſteriums fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten: 
v. Raumer. 


(Nr. „ 4549.) 


Ir. 4549.) Vertrag zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Anhalt⸗Deſſau⸗ 
i Coͤthenſchen Regierung wegen Bildung eines Deichverbandes für die Nie— 
derung von Aken bis Roſenburg. Vom 22. Mai 1856. 


Messen Königlich Preußiſcher und Herzoglich Anhalt-Deſſau-Coͤthenſcher 
Seits es fuͤr erforderlich erachtet worden iſt, die Grundbeſitzer in der Niede— 
rung des linken Elbufers und des rechten Saalufers im Kreiſe Calbe des Koͤ— 
niglich Preußiſchen Regierungsbezirks Magdeburg und im zweiten Kreiſe des 
Herzogthums Anhalt⸗ Oeſſau-Cöthen Behufs der gemeinſamen Anlegung und 
Unterhaltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe und der 
Saale zu einem Deichverbande zu vereinigen, ſo ſind die mit dem Abſchluſſe 
des desfallſigen Staatsvertrages beauftragten Kommiſſarien, und zwar: 


1. Koͤniglich Preußiſcher Seits 
der Regierungsrath Ruſt, 
II. Herzoglich Anhaltiſcher Seits x 
die General-Kommiſſionsraͤthe v. Mey und Moͤbes, 


nach vorhergegangener Verhandlung und Anhoͤrung der Betheiligten heute uͤber 
das beigeheftete Deichſtatut uͤbereingekommen und haben unter Vorbehalt der 
Ratifikation nachfolgenden Vertrag vereinbart. 


Artikel 1. 


Das Deichſtatut ſoll, ſobald es die landesherrliche Genehmigung erhal— 
ten hat und publizirt iſt, fuͤr alle Niederungs-Intereſſenten Geſetzeskraft haben. 


Artikel 2. 


Der Meliorationsplan wird von dem Bautechniker der Regulirungs— 
Kommiſſion entworfen und demnaͤchſt von den zuſtaͤndigen beiderſeitigen Staats⸗ 
Verwaltungsbehoͤrden gepruͤft und feſtgeſtellt. 


Artikel 3. 


Das Reklamationsverfahren gegen das Kataſter ($. 7. des beigehefteten 
Statuts) wird von der gemeinſchafklichen Regulirungskommiſſion geleitet und 
die Beſchwerden werden gemeinſchaftlich unterſucht. 

Die Sachverftändigen werden von der Königlich Preußiſchen Regierung 
in Magdeburg im Einoerſtaͤndniß mit der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung 
ernannt. d 
Die Entſcheidung uͤber die nicht guͤtlich beigelegten Beſchwerden wird von 
der Regierung desjenigen Landes gegeben, innerhalb deſſen die Grundſtuͤcke 
liegen, auf welche ſich die Beſchwerden beziehen. Gegen dieſe Entſcheidung iſt 
innerhalb einer vierwoͤchentlichen Friſt, von deren Bekanntmachung ab, Rekurs 
an das Königlich Preußiſche Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten, reſp. an das Herzoglich Anhaltiſche Staatsminiſterium zulaͤſſig. 
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Nach ohe Feſtſtellung des run wird daſſelbe von den bei- 
derfeitigen Regierungen ausgefertigt. 


Artikel 4. 


Das Oberaufſichtsrecht uͤber den Deichverband wird in e Inſtanz 
von der Koͤniglich Preußiſchen e in Magdeburg und in der weiteren 
Inſtanz von dem Koͤniglich Preußiſchen 9) iniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten ausgeuͤbt. 

Die Koͤniglich Preußiſche ae in Magdeburg hat von allen ihren 
Verfuͤgungen und Entſcheidungen (HF. 3 15. 27. 30. 31, seq. und 64. des 
angehefteten Statuts) der Herzoglich Aalen Regierung Mittheilung zu 
machen, und ſobald dieſe Verfuͤgungen und Entſcheidungen ſpeziell Grundſtuͤcke, 

welche auf Anhaltiſchem Territorium liegen, betreffen, vor Vollzug derſelben ſich 
mit der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung in Einvernehmen zu ſetzen. 


Artikel 5. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung erhaͤlt, damit ſie in Kenntniß von 
dem Gange der Deichverwaltung bleibt, die in H. 32. des Statuts aufgezähl- 
ten Abſchriften des Etats ı. 

Dieſelbe Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der 3 Deichkaſſe 
ſowohl als der geſammten Deichverwaltung bei der Königlich Preußiſchen 
Regierung in Magdeburg zu beantragen, zu den Deich- und Grabenſchauen 
und zu allen Deichamtsſitzungen Kommiſſarien abzuordnen. 5 

Die Termine ſind derſelben vorher durch den Deichhauptmann anzuzeigen. 
Dieſelbe Behoͤrde hat ferner die Befugniß, die zu erlaſſenden Polizeiverordnun⸗ 
gen zu pruͤfen und zu genehmigen. Dieſe Verordnungen werden demnaͤchſt in 
den beiderſeitigen amtlichen Blättern publizirt. 


Artikel 6. 


Das weitere Verfahren in Betreff der durch den Deichhauptmann vor: 
laͤufig zu erlaſſenden Strafmandate (F. 41. des Deichſtatuts) erfolgt, wenn das 
Mandat gegen Preußiſche Staatsangehoͤrige ergangen iſt, nach den Vorſchrif⸗ 
ten des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes vom 14. Mai 1852., wenn das Man⸗ 
dat gegen Anhaltiſche Staatsangehoͤrige ergangen iſt, nach den im Herzogthum 

Anhalt⸗Deſſau⸗Coͤthen geltenden geſetzlichen Vorſchriften. 
5 Der Deichhauptmann hat in letzterem Falle das erlaſſene Mandat, wenn 
ſich der Verurtheilte bei dieſem nicht beruhigt, an die zuſtaͤndige Herzoglich 
Anhaltiſche Polizeibehoͤrde zum weiteren Verfahren abzugeben. Die von dem 
Deichhauptmann allein und die von den Herzoglich Anhaltiſchen Polizeibehoͤr⸗ 
den festen Geldſtrafen fließen zur Deichkaſſe. 


Artikel 7. 


Wird der Deichhauptmann oder der 2 Deichinſpektor aus den an 
ie⸗ 


= — 
Niederungs⸗Intereſſenten gewählt, fo ſteht der Herzoglich Anhaltiſchen Regie⸗ 
rung die Mitbeſtaͤtigung zu. 
Artikel 8. 
Alle Entſcheidungen gegen den Deichverband im Verwaltungs- und im 
Rechtswege erfolgen auf Grund der in Preußen geltenden Geſetze. N 
Artikel 9. 


Die Exekution der auf Grund des Statuts ergehenden Verfuͤgungen und 
Entſcheidungen erfolgt auf Requifition der Deichbehoͤrden durch die betreffenden 
Behoͤrden der beiderſeitigen Lande. 

Der amtlichen Wirkſamkeit des jedesmaligen Deichhauptmanns kann in 
den zum Verbande gehoͤrigen Gemeinden von keiner Seite ein Hinderniß in 
den Weg gelegt werden, vielmehr ſoll derſelbe jederzeit in Ausübung ſeines 
Amtes alle ihm noͤthige Unterſtuͤtzung von der betreffenden Obrigkeit fordern 
koͤnnen und zu erwarten haben. 


Artikel 10. 
Die Abnahme des Neubaäues der Meliorationsanlagen erfolgt gemein⸗ 
ſchaftlich von den techniſchen Beamten der beiderſeitigen Regierungen. 
| Artikel 11. 


In gleicher Weiſe iſt es bei allen kuͤnftigen wichtigen Bauten des Deich 
verbandes zu halten. 


Artikel 12. 


Das zweimal gleichlautend ausgefertigte beigeheftete Deichſtatut und 
die gegenwaͤrtige Konvention werden den hohen Regierungen alsbald zur lan⸗ 
desherrlichen Genehmigung vorgelegt. \ 


Ä Deſſen zur Urkunde ift das Statut und der gegenwartige Vertrag von 
den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen Deſſau, den 22. Mai 1856, 
(L. S.) Ruſt. (L. S.) A. v. Mey. (L. S.) Möbes. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt und der Austauſch der Ratifikations⸗ 
Urkunden bewirkt worden. f 


—ͤ— Ü—ũ̃— —— Pͤ).n 
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Air. 4550.) Allaböchſter Erlaß vom 23. Oktober 1856., betreffend die Verleihung der 
Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz ea 15. Mai 1856. an die Ge⸗ 
meinde Wipperfuͤrth, Regierungsbezirks Coͤln. 


ca 
Och will auf Ihren Bericht vom 6. Oktober d. J., deſſen Anlage zuruͤckfolgt, 
der Gemeinde Wipperfürth, im Regierungsbezirk Coͤln, deren Antrage gemaß, 
die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai d. J. hiermit verlei⸗ ; 
hen, wonach Sie das Weitere zu veranlaffen haben. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouei, den 23. Oktober 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


5 a v. Weſtphalen. 
An den Minifter des Innern. ö 


Gr. 4551.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Oktober 1856., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinden 
Suͤchtelen, Kronenberg, Velbert, Wülfrath und Mettmann, Regierungs⸗ 
bezirks Duͤſſeldorf. 


Au Ihren Bericht vom 11. d. M. will Ich den auf dem Provinzialland⸗ 
tage im Stande der Staͤdte vertretenen Gemeinden Suͤchtelen, Kronenberg, 
Velbert, Wuͤlfrath und Mettmann, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, nach deren 
Antrage, hierdurch die Staͤdte-Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 
d. J. verleihen, wonach Sie das Weitere zu veranlaſſen haben. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouei, den 23. Oktober 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


2 Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


